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Vaterschaftsurlaub: Europa weist den Weg
Travail.Suisse, die unabhängige Organisation der Arbeitnehmenden, ist überzeugt, dass ein Vaterschaftsurlaub eine sinnvolle Investition für die Schweizer Gesellschaft ist. Diese Überzeugung wird durch die auf europäischer Ebene laufenden Debatten noch bestärkt. In Europa wollen Rat und Parlament die erforderlichen Massnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie treffen. Dieser Wille entspricht auch den demografischen Erfordernissen. 
Unsere europäischen Nachbarn diskutieren in diesen Tagen erneut über die Elternurlaube: Verlängerung des Mutterschaftsurlaubs und Einführung eines obligatorischen Vaterschaftsurlaubs. Die Portugiesin Edite Estrella, Berichterstatterin im Frauenrechtsausschuss, schlägt vor, das Mutterschaftsurlaubsgesetz zu überarbeiten. Am 25. Februar sollte der gesamte Ausschuss ihrem Vorschlag folgen. Auf dem Spiel stehen ein auf 20 Wochen verlängerter Mutterschaftsurlaub, wobei in den ersten 6 Wochen der volle Lohn und für die restliche Zeit mindestens 85 Prozent des Lohns zu bezahlen sind, sowie ein obligatorischer, nicht übertragbarer Vaterschaftsurlaub von mindestens zwei Wochen bei 100 Prozent Lohn. In einem Monat wird das europäische Parlament über die Revision seines 18-jährigen, in allen Ländern der Union gültigen Gesetzes debattieren. Der Vaterschaftsurlaub stösst zwar auch im europäischen Parlament noch auf Widerstand, aber immerhin wird ernsthaft darüber diskutiert.
Ein Fortschritt ist bereits erzielt worden: Ende November 2009 bewilligte der Europäische Ministerrat die Änderung der zwischen den europäischen Sozialpartnern geschlossenen Rahmenvereinbarung über den Elternurlaub. Ab 2011 gewährt das Gesetz jedem arbeitenden Elternteil das Recht auf einen Elternurlaub von vier Monaten (statt drei), wovon ein Monat nicht auf den anderen Elternteil übertragbar ist (und somit verloren ist, wenn er nicht eingezogen wird). Es ist Sache jedes Mitgliedstaates, die neuen Rechte in die nationale Gesetzgebung zu übernehmen.
Ein ernstes Thema
Als EU-Mitglied würden wir viel Zeit gewinnen. Denn im Bundeshaus haben die meisten noch nicht verstanden, worum es geht. Ob es unseren Parlamentariern, von denen die meisten jenseits der Fünfzig oder Sechzig sind, gefällt oder nicht, der Vaterschaftsurlaub ist ein ernstes Thema, denn er ist heute und vor allem morgen sinnvoll und notwendig.
Travail.Suisse tritt seit mehreren Jahren und an verschiedenen Fronten für die Einführung eines bezahlten Vaterschaftsurlaubs von mindestens 20 Tagen ein, der flexibel bezogen werden kann. Immer mehr Unternehmen und Verwaltungen kennen einen Vaterschaftsurlaub (5 Tage bei etwa der Hälfte der kantonalen Verwaltungen), und die Gewerkschaften erwirken dessen Aufnahme in die Gesamtarbeitsverträge. Viele wissen schon, dass die Vorteile im Bereich des Personalmanagements gewiss und quantifizierbar sind. Auch die demografischen Erfordernisse sollten für unsere Politiker bald augenfällig werden.
Was unsere Nachbarn veranlasst, die Richtlinien zu den Elternurlauben zu überarbeiten, ist die besorgniserregende demografische Entwicklung: Immer mehr ältere Menschen stehen immer weniger Kindern gegenüber. Auch die Schweiz kennt dieses Problem.
Über die Situation des Einzelnen hinaus muss dringend anerkannt werden, dass «die menschliche Fortpflanzung nicht nur ein herausragender sozialer Wert, sondern auch ein Recht und eine Verantwortung ist, und zwar sowohl der Männer als auch der Frauen», um es mit den Worten von Edite Estrella auszudrücken. Europa hat verstanden, dass für Erwerbstätige die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessert werden muss. Das Paradebeispiel ist Frankreich, das mit einer Geburtenrate von etwa 2 Kindern pro Frau (2,1 sind für den Bevölkerungserhalt erforderlich) unangefochten an der Spitze liegt und sich durch eine hohe Frauenbeteiligung am Arbeitsmarkt und vor allem günstige Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf (grosszügige Elternurlaube, mehr Betreuungsstrukturen für Kleinkinder, Arbeitswoche von 35 Stunden usw.) auszeichnet.
Die anderen europäischen Länder haben alle eine ungenügende Geburtenrate. Die Schweiz liegt im hinteren Teil des Feldes mit einer Geburtenrate von 1,48 Kindern pro Frau, dies trotz einer mittleren Frauenbeteiligung am Arbeitsmarkt (62 Prozent der weiblichen Bevölkerung in der Schweiz arbeiten, wenn auch mehrheitlich Teilzeit). 
Vereinbarkeit von Arbeit und Familie verbessern
Die Hauptursache des Übels ist erkannt: Es ist schwierig, Arbeit und Familie unter einen Hut zu bringen, was Erwerbstätige davon abhält, eine Familie zu gründen, oder bestehende Familien daran hindert zu wachsen. Die von der Ökonomin Sabina Littmann-Wernli veröffentlichte Studie
 spricht eine klare Sprache: Der Kinderwunsch ist in der Schweiz zwar sehr gross (81 Prozent der Befragten wünschen sich ein erstes Kind), stösst sich aber ständig an den derzeitigen sozioökonomischen Bedingungen.
Damit diese Kinderwünsche zu tatsächlichen Geburten werden, braucht unser Land eine auf die heutigen Lebensweisen zugeschnittene Familienpolitik. Der Vaterschaftsurlaub gehört dazu. Unsere Parlamentarierinnen und Parlamentarier täten gut daran, sich von den europäischen Anliegen und Arbeiten inspirieren zu lassen.
Valérie Borioli Sandoz, Leiterin Gleichstellungspolitik, Travail.Suisse
Die französische Fassung dieses Artikels erschien bereits am 17. Februar 2010 in «Le Temps»
� «Kinderwunsch und Kinderzahl: Determinanten der Geburtenrate in der Schweiz“, Sabina Littmann-Wernli, Renate Schubert, Raoul Steiger. Soziale Sicherheit CHSS 2/2009, BSV.
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